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Liebe Mandanten, 

wir freuen uns Ihnen heute die nächste Ausgabe unseres 

Mandantenrundschreibens mit den neusten Tipps und Änderungen 

im Steuerrecht zusenden zu dürfen. 

 

Sollten Sie unsere Informationen zukünftig lieber per E-Mail erhalten 

wollen oder einen Termin für ein persönliches Beratungsgespräch 

wünschen, rufen Sie uns unter der 09971 / 85190 an oder schreiben 

Sie uns eine Mail an cham@jgp.de. 

 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

 

 

Optionsmöglichkeit zur 
Körperschaftsteuer wird eingeführt 

Das Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts, dem 

der Bundesrat am 25.6.2021 zugestimmt hat, gibt allen 

Personenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften ab dem 

Veranlagungszeitraum 2022 die Möglichkeit, auf Antrag wie eine 

Körperschaft besteuert zu werden. Die zivilrechtliche Haftung der 

Gesellschafter für die geschuldete Körperschaft- und Gewerbesteuer 

bleibt hingegen bestehen. 

 

Durch den Wechsel des sog. Besteuerungsregimes erfolgt eine Gleichstellung 

mit einer Kapitalgesellschaft für die Einkommen-, Körperschaft- und 

Gewerbesteuer. Die Gleichstellung gilt dabei auch für verfahrensrechtliche 

Fragen. Auf die Erbschaft- und die Grunderwerbsteuer hat der Wechsel hingegen 

keinerlei Einfluss. Da sich der Besteuerungswechsel auch auf die Besteuerung 

der Gesellschafter auswirkt, ist ein mehrheitlicher Gesellschafterbeschluss 

erforderlich. Dieser bedarf mindestens 75 % der abgegebenen Stimmen. Es 

empfiehlt sich, diese Regelung in die bestehenden Gesellschaftsverträge 

aufzunehmen, da andernfalls eine Zustimmung durch alle Gesellschafter 

von Nöten ist.  

 

Der Antrag auf den Besteuerungswechsel muss spätestens einen Monat vor 

Beginn des Wirtschaftsjahres beim zuständigen Finanzamt gestellt werden, ab 

dem die geänderte Besteuerung erfolgen soll. Formell lässt sich der 

Besteuerungswechsel bereits im Jahr 2021 beantragen. Der Antrag ist nicht 

zustimmungsbedürftig. Die Finanzverwaltung kann somit einen Wechsel nicht 

ablehnen. Der Besteuerungswechsel ist unwiderruflich. Es gibt allerdings eine 

sog. Rückoption, mit der zur Besteuerung als Personengesellschaft 

zurückgekehrt werden kann. 

 

Gesetzentwurf der Bundesregierung v. 24.3.2021 für ein Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuerrechts 

(KöMoG), BR-Beschl. v. 25.6.2021(DW20211002)
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REFORM DES 
PERSONENGESELLSCHAFTS-
RECHTS AUF DEN WEG 
GEBRACHT 

 

 

 

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des 

Personengesellschaftsrechts, das zur Gänze zum 

1.1.2024 in Kraft tritt, werden sich u. a. Grundlagen 

für neu zu gründende und bereits bestehende 

Personengesellschaften ändern.  

So wird mit der Einführung eines sog. 

Gesellschaftsregisters die Transparenz erhöht und 

insbesondere die Vertretung von Gesellschaften 

bürgerlichen Rechts (GbR) ersichtlicher. Eine 

Eintragung ist nur dann erforderlich, wenn die GbR 

als Berechtigte z. B. in das Grundbuch, die 

Gesellschafterliste oder das Aktienregister 

eingetragen werden soll. Freiberuflern bietet das 

neue Gesetz zukünftig die Möglichkeit, sich in den 

Rechtsformen der Personengesellschaften, 

insbesondere der GmbH & Co. KG, zu etablieren.  

Das neue Gesetz eröffnet außerdem die 

Beschlussanfechtung für 

Personenhandelsgesellschaften, wie sie etwa bei 

Aktiengesellschaften üblich ist. Beschlüsse, die mit 

schwerwiegenden Mängeln behaftet sind, können 

damit als nichtig gelten.  

 

Anmerkung: Nachdem die Änderungen den 

Rahmen dieses Informationsschreibens sprengen 

würden, empfehlen wir Ihnen, sich gezielt beraten 

zu lassen. 

 

 

BR-Beschl. v. 25.6.2021 Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsgesetz 

MoPeG (DW20210910) 

 

Bezugskreis von steuerlichen Erleichterungen für Helfer in 
Impfzentren erweitert 
Die Finanzministerien von Bund und Ländern einigten 

sich im Februar 2021 auf eine steuerliche Entlastung 

der freiwilligen Helferinnen und Helfer in Impfzentren. 

Von diesen Erleichterungen profitieren nun auch 

Beschäftigte in Impfzentren, die von einem 

privaten Dienstleister betrieben werden oder die 

in den Zentralen Impfzentren und den 

Kreisimpfzentren über einen privaten 

Personaldienstleister angestellt sind. Sie können 

nun ebenfalls die sog. Übungsleiter- oder die 

Ehrenamtspauschale in Anspruch nehmen. Damit 

gelten Vergütungen für bestimmte Tätigkeiten bis zu 

einem festgelegten Betrag als steuerfrei.  

Bund und Länder verständigten sich nach einem 

Vorstoß des baden-württembergischen 

Finanzministeriums darauf, dass ausnahmsweise  

 

eine Gleichbehandlung aller freiwilligen Helfer für die 

Zeiträume 2020 und 2021 unabhängig von der  

Struktur des Impfzentrums erfolgen soll. Die jährliche 

Übungsleiter- und die Ehrenamtspauschale kann 

normalerweise lediglich gewährt werden, wenn die 

freiwillig Tätigen über einen gemeinnützigen oder 

öffentlichen Arbeitgeber angestellt sind.  

Mit der Gleichstellung gilt für jene die direkt an der 

Impfung beteiligt sind, die Übungsleiterpauschale 

(2020: bis zu 2.400 € / 2021: bis zu 3.000 €). Die 

Helferinnen und Helfer in der Verwaltung und der 

Organisation von Impfzentren können die 

Ehrenamtspauschale (2020: bis zu 720 € / 2021: bis 

zu 840 €) in Anspruch nehmen. 

 

FinMin Baden-Württemberg, PM v. 20.8.2021 (DW20211014) 

 

Nachweis des Corona-Bonus 

Aufgrund der aktuellen Situation mit Corona wurden 

von Seiten des Gesetzgebers neue Möglichkeiten 

geschaffen die Unternehmer, aber auch die 

Angestellten finanziell zu unterstützen. In dem 

Zeitraum vom 1.3.2020 bis zum 31.3.2022 haben 

Arbeitgeber die Option, jedem ihrer Arbeitnehmer 

einen einmaligen Zuschuss bzw. einen 

Sachbezug von bis zu 1.500 € zukommen zu 

lassen. Die Zahlung soll bei den Arbeitnehmern die 

Zusatzbelastung durch Corona mildern. Zudem muss 

erkennbar sein, dass der Zuschuss/Sachbezug 

zusätzlich zum ohnehin gesetzlich geschuldeten 

Lohn ausgezahlt wurde. 

Das geltende Schreiben des 

Bundesfinanzministeriums wurde in dieser Hinsicht 

nochmals aktualisiert. Erforderlich für die 

Voraussetzungen sind entweder vertragliche 

Vereinbarungen oder erkennbare andere 

Vereinbarungen oder Erklärungen. Dazu gehören 

z.B. Tarifverträge, gesonderte 

Betriebsvereinbarungen, individuelle 

Lohnabrechnungen oder Überweisungsbelege mit 

entsprechendem Ausweis über die Zahlung. 

Arbeitgeber erhalten so neue Möglichkeiten den 

Corona-Bonus ordnungsgemäß nachzuweisen. 

 

BMF FAQ „Corona“ Stand 6.7.2021 (DW20211011) 

 

 

Ausschank von Alkohol als Bewirtungskosten 

Zu den Bewirtungskosten gehören Aufwendungen für 

Speisen und Getränke aus geschäftlichen Anlässen. 

In der Praxis sind Bewirtungskosten nachzuweisen. 

Die Höhe der Kosten, die betriebliche Veranlassung 

sowie Ort, Zeitpunkt und Angaben zu den 

Teilnehmern sind schriftlich festzuhalten.   

Aufwendungen für die Bewirtung von Personen aus 

geschäftlichem Anlass dürfen den Gewinn nicht 

mindern, soweit sie 70 % der Aufwendungen 

übersteigen, die nach der allgemeinen 

Verkehrsauffassung als angemessen anzusehen und 

deren Höhe und betriebliche Veranlassung 

nachgewiesen sind.  

Das Finanzgericht München (FG) musste sich mit 

Urteil vom 9.3.2021 damit befassen, ob alkoholische 

Getränke als „Bewirtungskosten“ zu erfassen sind. 

Dem entgegenstehen übliche Gesten aus Höflichkeit 

z. B. wenn bei einer Besprechung Kaffee und Kekse 

bereitgestellt werden. Hierbei handelt es sich nicht 

um zu kürzende Bewirtungskosten. Alkoholische 

Getränke fallen nach Auffassung des FG aber nicht 

unter den Bereich der geringfügigen Höflichkeiten, 

sondern sind als Aufwendungen zur Bewirtung 

anzusetzen und unterliegen damit auch dem 

Abzugsrahmen. 

 

FG München, Urt. v. 9.3.2021 – 6 K 2915/17 (DW20210905)
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Verzinsung von jährlich 6% für Steuernachforderungen und –erstattungen ab 2014 
verfassungswidrig 

Die Verzinsung in Höhe von 0,5 % im Monat 

insbesondere für Steuernachforderungen wurde 

schon seit längerer Zeit von der Fachwelt als nicht 

mehr realistisch angesehen. Dem gerecht zu werden 

gab es dafür auch schon mehrere Anläufe bei 

verschiedenen Gerichten wie dem Bundesfinanzhof 

und auch dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG).  

 

In seinen Entscheidungen vom 25.4.2018 und 

3.9.2018 zweifelte der BFH bereits an der 

Rechtmäßigkeit der aktuellen Vollverzinsung und gab 

im Rahmen der summarischen Prüfung im 

Aussetzungsverfahren den Steuerpflichtigen für 

Verzinsungszeiträume ab 1.4.2015 bzw. 1.11.2012 

Recht. Das Bundesfinanzministerium ordnete mit 

Schreiben vom 2.5.2019 an, sämtliche 

Zinsbescheide, denen ein Zinssatz von 0,5 % pro 

Monat zugrunde liegt, vorläufig ergehen zu lassen. 

 

Nunmehr hat das BVerfG mit Beschluss vom 

8.7.2021 entschieden, dass die Verzinsung von 

Steuernachforderungen und Steuererstattungen 

verfassungswidrig ist. Dies gilt jedoch nur, soweit der 

Zinsberechnung für Verzinsungszeiträume ab dem 

1.1.2014 ein Zinssatz von monatlich 0,5 % (jährlich 

6 %) zugrunde gelegt wird. Nach seiner Auffassung 

stellt die Steuernachforderung mit dieser Verzinsung 

nach Ablauf einer zinsfreien Karenzzeit von 

grundsätzlich 15 Monaten eine Ungleichbehandlung 

von Steuerschuldnern, deren Steuer erst nach Ablauf 

der Karenzzeit festgesetzt wird, gegenüber 

Steuerschuldnern, deren Steuer bereits innerhalb der 

Karenzzeit endgültig festgesetzt wird, dar. Diese 

Ungleichbehandlung erweist sich für in die Jahre 

2010 bis 2013 fallende Verzinsungszeiträume noch 

als verfassungsgemäß, für in das Jahr 2014 fallende 

Verzinsungszeiträume dagegen als 

verfassungswidrig. Eine Verzinsung mit einem 

niedrigeren Steuersatz würde nach Auffassung des 

BVerfG ein mindestens gleich geeignetes Mittel zur 

Förderung des Gesetzeszwecks darstellen.  

 

Bitte beachten Sie! Die Unvereinbarkeit mit dem 

Grundgesetz umfasst ebenso die „Erstattungszinsen“ 

zugunsten der Steuerpflichtigen. Das BVerfG lässt 

das bisherige Recht für bis einschließlich in das Jahr 

2018 fallende Verzinsungszeiträume anwenden. Für 

Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 ist der 

Gesetzgeber verpflichtet, bis zum 31.7.2022 eine 

verfassungsgemäße Neuregelung zu treffen.  

 

Der Gesetzgeber muss also nur für 

Verzinsungszeiträume, die in das Jahr 2019 und 

später fallen, bis zum 31.7.2022 eine 

verfassungskonforme Neuregelung schaffen. Formell 

und materiell bestandskräftige Zinsbescheide – ohne 

Vorläufigkeitsvermerk – können nicht mehr geändert 

werden. Bereits ergangene und nicht 

bestandskräftige Bescheide für 

Verzins­ungszeiträume ab 1.1.2019 sollten bei 

Zinsen für Steuernachforderungen mit Einspruch 

offengehalten werden, sofern sie nicht bereits mit 

einem Vorläufigkeitsvermerk versehen wurden. 

 

BVerfG-PM Nr. 77/2021 v. 18.8.2021, Beschl. v. 8.7.2021, 1 BvR 2237/14, 1 

BvR 2422/17, BFH-Urt. v. 25.4.2018 – IX B 21/18 u. 3.9.2018 – VIII B 15/18, 

BMF-Schr. v. 2.5.2019, IV A 3 – S 0338/18/10002 (DW20211006)

 

 

Begriff des Grundstücks beim Erwerb eines Familienheims 

Bei der Berechnung der Erbschaftsteuer sind sog. 

Familienheime von der Besteuerung ausgenommen 

bzw. werden steuerreduziert behandelt. 

Voraussetzung ist, dass es sich dabei um ein 

inländisches Grundstück handelt, welches durch den 

Erblasser selbst genutzt wurde oder dieser aus 

zwingenden Gründen an einer Selbstnutzung 

gehindert war. Nach dem Erbanfall muss dieses 

Familienheim zeitnah durch den verbliebenen 

Ehegatten oder die erbenden Kinder zu eigenen 

Wohnzwecken genutzt werden. Je nachdem welches 

Familienmitglied Erbe des Gebäudes wird, greift eine 

vollständige oder anteilige Steuerbefreiung.  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte sich mit Urteil vom 

23.2.2021 mit dem Begriff des Familienheims zu 

beschäftigen. Im entschiedenen Fall erbte eine 

Steuerpflichtige ein bebautes und ein direkt daran 

angrenzendes unbebautes Grundstück. In dem 

Gebäude lebte die Erblasserin bis zu ihrem 

Todestag. Die Erbin zog kurz darauf in das 

Familienheim ein. Dementsprechend gab sie in der 

Erbschaftssteuererklärung beide Grund­stücke als 

ein Grundstück an, für welches die begünstigende 

Vorschrift des Familienheims gelten. Nach 

Auffassung des Finanzamtes handelte es sich um 2 

getrennt zu beurteilende Grundstücke, die Befreiung 

ist nur für das bebaute Grundstück anwendbar. 

So sah das auch der BFH. Vom Finanzamt wurde 

festgestellt, dass es sich zivilrechtlich laut Grundbuch 

um 2 getrennte Grundstücke handelt, obwohl diese 

direkt aneinandergrenzten. Die Steuerbefreiung für 

Familienheime gilt ausschließlich für bebaute 

Grundstücke. Das Festsetzungsfinanzamt für die 

Erbschaftsteuer ist an die 

Wertfeststellungsbescheide gebunden und hat die 

ermittelten Werte zu berücksichtigen. 

 

BFH-Urt. v. 23.2.2021 – II R 29/19 (DW20211012) 

 

 

Übergangsregelung für kurzfristige Beschäftigung endet 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn sie 

innerhalb eines Zeitjahres auf längstens 3 Monate 

oder 70 Arbeitstage befristet ist. Diese Zeitgrenzen 

wurden - wegen der Corona-Pandemie – für den 

Zeitraum vom 1.3.2021 bis 31.10.2021 auf 4 

Monate bzw. 102 Arbeitstage angehoben. Dies hat 

auch Einfluss auf die geringfügig entlohnte 

Beschäftigung bei Überschreitung der Entgeltgrenze 

aufgrund eines gelegentlichen unvorhersehbaren 

Überschreitens. Eine Bestandsschutz­regelung 

schränkt die Anwendung aber ein. 

 

Ab dem 1.11.2021 ist wieder die kürzere Zeitdauer 

maßgebend. Die Beschäftigung ist daher ab diesem 

Zeitpunkt neu zu beurteilen. Danach liegt ein 

kurzfristiger Minijob nur noch dann vor, wenn die 

Beschäftigung seit ihrem Beginn im Jahr 2021 auf 

längstens 3 Monate bzw. 70 Arbeitstage befristet ist. 

Wird diese Zeitgrenze überschritten, wird die 

Beschäftigung ab dem 1.11.2021 entweder bei einem 

Arbeitsentgelt von monatlich mehr als 450 € 

sozialversicherungspflichtig bzw. bei einem 

Arbeitsentgelt bis 450 € im Monat zum 450-€-Minijob.  

 

Beispiel der Minijob-Zentrale: Eine Arbeitnehmerin 

nimmt zum 1.8.2021 eine Aushilfsbeschäftigung an. 

Sie verdient 1.300 € im Monat. Die Beschäftigung ist 

bis zum 30.11.2021 befristet. Zu 

Beschäftigungsbeginn am 1.8.2021 liegt eine 

kurzfristige Beschäftigung vor, da die Zeitgrenzen 

von 4 Monaten oder 102 Arbeitstagen gelten.  

 

Ab dem 1.11.2021 sind wieder die ursprünglichen 

Zeitgrenzen von 3 Monaten oder 70 Arbeitstagen 

maßgebend. Daher liegt ab diesem Zeitpunkt keine 

kurzfristige Beschäftigung mehr vor, sondern wegen 

eines monatlichen Arbeitsentgelts von mehr als 450 

€ eine versicherungspflichtige Beschäftigung. Der 

kurzfristig Beschäftigte muss bei der Minijob-Zentrale 

abgemeldet und die sozialversicherungspflichtige 

Beschäftigung bei der zuständigen Krankenkasse 

angemeldet werden. 

 

Minijob-Zentrale, PM v. 1.6.2021 (DW20211010)
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Bewirtungskosten als Betriebsausgaben 

Bewirtungsaufwendungen aus betrieblichem Anlass 

können unter weiteren Voraussetzungen zu 100 % 

als Betriebsausgaben angesetzt werden, während 

Bewirtungskosten aus geschäftlichem Anlass nur zu 

70 % Betriebsausgaben darstellen. Zu den 

Bewirtungskosten, die zu 100 % abgezogen werden 

können, zählen z. B. Arbeitnehmerbewirtungen, die 

aus Anlass von außergewöhnlichen Arbeitseinsätzen 

durchgeführt werden, oder Warenverkostungen im 

Unternehmen. 

 

Mit Schreiben vom 30.6.2021 aktualisiert die 

Finanzverwaltung die Erfordernisse zur steuerlichen 

Anerkennung von Aufwendungen für die Bewirtung 

von Personen aus geschäftlichem Anlass in einem 

Bewirtungsbetrieb. So dient in der Regel ein 

formloses Dokument (Bewirtungsbeleg als 

Eigenbeleg) als Nachweis, das Ort, Tag, Teilnehmer 

und Anlass der Bewirtung sowie die Höhe der 

Aufwendungen aufführt, um den Abzug von 

angemessenen Bewirtungsaufwendungen als 

Betriebsausgaben anerkennen zu lassen. Der 

Nachweis ist zudem vom Steuerpflichtigen zu 

unterschreiben.  

 

Ist der Nachweis über eine Bewirtung in einem 

Bewirtungsbetrieb – z. B. in einer Gaststätte oder 

einem Restaurant – zu erbringen, ist für die 

steuerliche Anerkennung die Rechnung über die 

Bewirtung einzureichen. Die Rechnung muss 

maschinell erstellt und elektronisch aufgezeichnet 

sein sowie den Anforderungen des 

Umsatzsteuergesetzes entsprechen. Auf dem 

Eigenbeleg sind darüber hinaus der Anlass der 

Bewirtung und die Teilnehmer anzugeben.  

 

Verwendet der Bewirtungsbetrieb – also das 

Restaurant oder die Gaststätte – ein 

elektronisches Aufzeichnungssystem mit 

Kassenfunktion, werden für den 

Betriebsausgabenabzug von 

Bewirtungsaufwendungen aus geschäftlichem 

Anlass nur maschinell erstellte, elektronisch 

aufgezeichnete und mit Hilfe einer zertifizierten 

technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 

abgesicherte Rechnungen anerkannt. Der 

Bewirtungsbetrieb ist dann verpflichtet, mit dem 

elektronischen Aufzeichnungssystem mit 

Kassenfunktion Belege über die 

Geschäftsvorfälle zu erstellen.  

 

Rechnungen in anderer Form, z. B. 

handschriftlich erstellte oder nur maschinell 

erstellte, erfüllen die Nachweisvoraussetzungen 

nicht; diese Bewirtungsaufwendungen werden 

vom Betriebsausgabenabzug ausgeschlossen. 

 

Übergangsregelung: Ein Betriebsausgabenabzug 

ist unabhängig von den geforderten Angaben für 

Belege zulässig, die bis zum 31.12.2022 ausgestellt 

werden. Führen die neuen Regelungen zur 

Einhaltung der geforderten Angaben zu erhöhten 

Anforderungen an die Nachweisführung, sind diese 

erst für Betriebsaufwendungen verpflichtend 

vorauszusetzen, die nach dem 1.7.2021 anfallen. 

 

BMF-Schreiben v. 30.6.2021, IV C 6 - S 2145/19/10003 :003 (DW20210902))

 

 

Berechnung Arbeitslohn bei Betriebsveranstaltung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Der gesetzliche Arbeitslohn kann sich für den 

Arbeitnehmer ändern, wenn ihm einmalige 

Zuwendungen zuteilwerden. Es kann sich dabei um 

geldwerte Vorteile handeln, Sachbezüge oder einen 

Firmenwagen. Der Arbeitgeber hat sämtliche 

Zuwendungen bei der Berechnung der Lohnsteuer zu 

berücksichtigen. Am 29.4.2021 fällte der 

Bundesfinanzhof (BFH) ein Urteil über die korrekte 

Berücksichtigung einer Betriebsveranstaltung. 

 

Ein Unternehmen plante eine Weihnachtsfeier, wofür 

die Arbeitnehmer sich anmelden mussten. Anhand 

der Zusagen wurde dafür entsprechend eingekauft. 

Einige der angemeldeten Teilnehmer sagten jedoch 

kurzfristig ab. Trotzdem berechnete das 

Unternehmen bei der Lohnsteueranmeldung die 

Höhe der Zuwendung anhand der angemeldeten 

Arbeitnehmer und nicht anhand der tatsächlich 

teilnehmenden. 

 

Das sahen das Finanzamt und später auch der BFH 

anders. Der Ansatz der Zuwendungen ist anteilig auf 

die Teilnehmer und deren Begleitperson zu 

berechnen. Bei dem Wertansatz sind alle 

Aufwendungen zu berücksichtigen, welche mit der 

Veranstaltung in Zusammenhang stehen, 

unerheblich davon, ob die Arbeitnehmer dadurch 

einen Vorteil haben oder nicht. Anschließend sind 

diese Kosten gleichmäßig aufzuteilen. 

 

BFH-Urt. v. 29.4.2021 – VI R 31/18 (DW20210906) 

 

 

Erschließungskosten bei Grunderwerbsteuerberechnung 

Die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der 

Grunderwerbsteuer ist grundsätzlich die vereinbarte 

Gegenleistung für das Grundstück. Ob auch gezahlte 

Erschließungskosten zu der Gegenleistung gehören, 

wurde kürzlich durch das Finanzgericht Münster (FG) 

entschieden. 

 

Ein Steuerpflichtiger erwarb ein Grundstück von einer 

Immobiliengesellschaft. Im Kaufvertrag wurde 

vereinbart, dass das Grundstück erschlossen 

übergeben werden muss. Die entsprechenden 

Erschließungskosten sind bereits im Kaufpreis 

erhalten. Als Veräußerer verpflichtete sich die 

Gesellschaft, sämtliche Maßnahmen zur Erschließung 

zu übernehmen. Nach der Veräußerung erhielt der 

Steuerpflichtige Grunderwerbsteuerbescheide, gegen 

die er sich wehrte. Die Bemessungsgrundlage sei zu 

hoch, es dürfte nur der Kaufpreis an sich berücksichtigt 

werden und nicht die Erschließungskosten. 

 

Das sah das FG jedoch anders. Die 

Erschließungskosten wurden zu Recht bei der 

Berechnung der Grunderwerbsteuer miteinbezogen. 

Bei der Gegenleistung werden neben dem Kaufpreis 

auch alle anderen sonstigen übernommenen 

Leistungen berücksichtigt, wie in diesem Fall die 

Kosten für die durchgeführte Erschließung. 

Unerheblich ist dabei, dass sich die Gesellschaft zu 

den notwendigen Maßnahmen verpflichtet hat. 

 

Anmerkung: Das Urteil des FG ist noch nicht 

rechtskräftig, da Revision eingelegt wurde. 

 

FG Münster, Urt. v. 18.3.2021 – 8 K 1438/19 GrE, BFH, Revision – II R 32/20 

(DW20210908) 
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Auf anteiligen Veräußerungsgewinn auf ein häusliches Arbeitszimmer entfällt die Besteuerung 

Entfällt der Veräußerungsgewinn aus dem Verkauf 

einer zu eigenen Wohnzwecken genutzten 

Eigentumswohnung während der 10-jährigen 

Haltefrist auch auf ein zur Erzielung von 

Überschusseinkünften genutztes häusliches 

Arbeitszimmer, ist dieser ebenfalls von der 

Besteuerung ausgenommen.  

 

Eine Steuerpflichtige veräußerte eine 

Eigentumswohnung innerhalb der Haltefrist. Für ein 

in der Wohnung liegendes häusliches Arbeitszimmer 

machte sie im Veräußerungsjahr Aufwendungen als 

Werbungskosten geltend, die vom zuständigen 

Finanzamt (FA), wie bereits in den Jahren zuvor, mit 

dem Höchstbetrag anerkannt wurden. Das FA 

berücksichtigte im Veräußerungsjahr den 

Veräußerungsgewinn, der anteilig auf die 

Grundfläche des häuslichen Arbeitszimmers entfiel, 

als Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften 

und besteuerte dies entsprechend. Das im Anschluss 

eingeschaltete Finanzgericht (FG) widersprach dem 

Vorgehen des FA und begründete dies damit, dass 

ein häusliches Arbeitszimmer nicht den Kriterien 

eines Wirtschaftsguts entspreche und so unter die 

„Nutzung zu eigenen Wohnzwecken“ falle. 

 

In einer Revision vor dem Bundesfinanzhof (BFH) 

unterstützte dieser die Argumentation des FG und 

kam in einem Urteil vom 1.3.2021 zu dem Schluss, 

dass das für die Erzielung von Überschusseinkünften 

genutzte häusliche Arbeitszimmer der 

Steuerpflichtigen von der Besteuerung 

ausgenommen ist. Ein häusliches Arbeitszimmer 

ermöglicht regelmäßig eine geringfügige 

Nutzung zu eigenen Wohnzwecken. Der Umfang 

der Wohnnutzung ist dabei nicht erheblich. 

 

BFH-Urt. v. 1.3.2021 - IX R 27/19 (DW20210913)

 

Steuerfreie Arbeitgeberzuschüsse zu Kindergartenbeiträgen mindern Sonderausgaben 

Leistet ein Arbeitgeber einen steuerfreien Zuschuss 

zu den Kindergartenbeiträgen eines Angestellten, 

sind die als Sonderausgaben abziehbaren 

Kindergartenbeiträge um den Betrag des 

Zuschusses zu kürzen. Das entschied der 

Bundesfinanzhof (BFH) in einem Beschluss vom 

14.4.2021. 

Ein steuerpflichtiges Ehepaar entrichtete für die 

minderjährige Tochter einen Kindergartenbeitrag. 

Von einem Arbeitgeber erhielten sie dazu einen 

steuerfreien Kindergartenzuschuss. Das zuständige 

Finanzamt kürzte die geltend gemachten 

Sonderausgaben um diesen Zuschuss, wogegen das 

Ehepaar Einspruch einlegte. Das Finanzgericht 

bestätigte in einem späteren Verfahren das Handeln 

des Finanzamts. Auch der BFH stützte das Vorgehen 

des Finanzamts und begründete seine Entscheidung 

damit, dass Kinderbetreuungskosten zwar unter 

bestimmten Voraussetzungen als Sonderausgaben 

geltend gemacht werden können, dies allerdings 

vorangegangene Aufwendungen voraussetzt. 

 

So argumentiert der BFH, dass nur Steuerpflichtige 

tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belastende 

Ausgaben als Sonderausgaben abziehen dürfen. Im 

beschriebenen Fall minderte der steuerfreie und 

zweckgebundene Arbeitgeberzuschuss zu den 

Kinderbetreuungskosten die Belastung, die die 

Steuerpflichtigen zu tragen hatten. Die erfolgte 

Kürzung der Sonderausgaben um die steuerfreien 

Arbeitgeberleistungen, ist daher als korrekt 

anzusehen und gilt gleichermaßen bei verheirateten 

und unverheirateten Elternteilen. 

 

BFH-Beschluss v. 14.04.2021 - III R 30/20 (DW20210912) 

 

Keine Pauschalsteuer für zu Werbezwecken zugewendete Sachleistung?

Steuerpflichtige können die Einkommensteuer 

einheitlich für alle innerhalb eines Wirtschaftsjahres 

gewährten betrieblich veranlassten Zuwendungen, 

die zusätzlich zur ohnehin vereinbarten Leistung oder 

Gegenleistung erbracht werden, und Geschenke an 

Geschäftsfreunde, die nicht in Geld bestehen, mit 

einem Pauschsteuersatz von 30 % erheben. Die 

Pauschalierung ist jedoch ausgeschlossen, soweit 

die Aufwendungen je Empfänger und Wirtschaftsjahr 

10.000 € übersteigen. 

In seiner Entscheidung vom 19.4.2021 gelangt das 

Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) zu der 

Überzeugung, dass diese Regelung im 

Einkommensteuergesetz nicht alle Zuwendungen 

erfasst. Sie beschränkt sich auf Zuwendungen, die 

bei den Zuwendungsempfängern 

einkommensteuerpflichtige Einkünfte darstellen. Die 

Regelung begründet keine weitere eigenständige 

Einkunftsart und setzt voraus, dass die jeweilige 

Zuwendung zusätzlich zur ohnehin vereinbarten 

Leistung oder Gegenleistung des Steuerpflichtigen 

erbracht wird.  

Die im entschiedenen Fall von einer Sparkasse 

gewährten Sachzuwendungen in Form einer 

Weinprobe und eines Golfturniers sind jedoch nicht 

durch die Einkunftsart „Einkünfte aus 

Kapitalvermögen“ veranlasst. Die steuerpflichtige 

Sparkasse hat im überwiegenden betrieblichen 

Eigeninteresse Werbemaßnahmen ergriffen.  

 

So sollte ihren Kundenberatern Gelegenheit gegeben 

werden, die Kunden bei den Veranstaltungen 

persönlich näher kennenzulernen. Die 

Veranstaltungen dienten als Türöffner für spätere 

Beratungsgespräche. Beim Golfturnier sei auch für 

Produkte (z. B. Investmentfonds) einer anderen Bank 

geworben worden. Sollte sie einen Kunden 

gewinnen, erhielte sie von der Bank eine Provision. 

Die Zuwendungen an die Kunden unterliegen als 

Geschenke zur betrieblichen Klimapflege auch nicht 

der Pauschalierung. Der Beschenkte erziele mangels 

Bezug zu einer konkreten Kapitalanlage keine 

Einkünfte. 

 

FG Baden-Württemberg, PM-Nr. 5.2021 v. 6.7.2021, Urt. v. 19.4.2021 – 10 K 577 

/21, BFH-Rev. VI R 10/21 (DW20210915) 

 

Verlängerung der Steuererklärungsfrist für 2020 

Mit dem sog. ATAD-Umsetzungsgesetz wurden die 

Steuererklärungsfristen sowie die zinsfreien 

Karenzzeiten für den Besteuerungszeitraum 2020 

um 3 Monate verlängert. Ein Schreiben des 

Bundesministeriums für Finanzen vom 20.7.2021 

erläutert mögliche Anwendungsfragen. 

 

Für den Veranlagungszeitraum 2020 gilt die 

Verlängerung sowohl für Steuererklärungen, die von 

Steuerberatern erstellt werden (beratene Fälle), als 

auch für die Erklärungen, die Steuerpflichtige selbst 

erstellen (nicht beratene Fälle). Für beratene Fälle 

verlängert sich die Abgabefrist somit bis zum 

31.5.2022. Bei nicht beratenen Fällen ermöglicht das 

neue Gesetz eine Verlängerung auf den Stichtag 

1.11.2021 (soweit dies in dem Land, zu dem das 

Finanzamt gehört, ein gesetzlicher Feiertag ist: der 

2.11.2021), um die Steuer- und 

Feststellungserklärungen beim zuständigen 

Finanzamt einzureichen. 

Für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft gelten 

Besonderheiten. Zudem bleiben 

Vorabanforderungen von Steuer- und 

Feststellungserklärungen von den 

Fristverlängerungen unberücksichtigt. 

 

BMF-Schreiben v. 20.7.2021 – IV A 3 – S 0261/20/10001 : 014 (DW20210911).
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Steuerliche Absetzbarkeit von Spenden 

Die Hochwasserkatastrophe hat eine enorme Hilfs- 

und Spendenbereitschaft in der Bevölkerung 

ausgelöst. Spenden wirken sich bis zu maximal 20 % 

der gesamten Einkünfte steuermindernd aus und 

reduzieren als Sonderausgaben die steuerliche 

Belastung. Dazu muss die Spende allerdings an eine 

gemeinnützige Organisation fließen.  

 

Das Finanzamt erkennt auch Spenden an unmittelbar 

von der Hochwasserkatastrophe betroffene Städte 

und Gemeinden an. Für Spenden bis zu 300 € ist ein 

Zahlungsbeleg oder Kontoauszug als 

Spendennachweis ausreichend. Bei größeren 

Beträgen ist eine Spendenbestätigung erforderlich. 

Große Hilfsorganisationen senden diese 

Bestätigungen zumeist zu Beginn des auf die Spende 

folgenden Jahres zu.  

 

Für Spenden in die vom Hochwasser betroffenen 

Bundesländer Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz 

und Bayern ist derzeit eine Sonderregelung in Kraft. 

Bis zum 31.10.2021 gilt der vereinfachte 

Spendennachweis per Einzahlungsbeleg, 

Überweisungskopie oder Kontoauszug unabhängig 

von der Spendenhöhe.  

 

Bitte beachten Sie: Die Sonderregelung gilt nur für 

Spenden, die auf ein extra dafür eingerichtetes 

Hochwasser-Sonderkonto einer anerkannten 

Organisation fließen. Spendenbelege sollten gut 

aufgehoben werden. 

 

Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine e.V., PM Nr. 11, v. 28.7.2021 

(DW20210917) 

 

Kindergeld-Rückforderung bei Auszahlung an das Kind 

Zwischen den Beteiligten war streitig, ob die 

Familienkasse zu Recht von der Klägerin an deren 

Tochter ausgezahltes Kindergeld für den Zeitraum 

Januar 2012 bis März 2017 zurückfordern konnte. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass im Streitfall die 

Familienkasse gegenüber der Mutter einen 

Rückzahlungsanspruch nach der Abgabenordnung 

hat. Das Kindergeld sei für den Streitzeitraum ohne 

Rechtsgrund gezahlt worden. Vorliegend sei die 

Mutter die Leistungsempfängerin des ohne 

Rechtsgrund gezahlten Kindergeldes. Zwar habe sie 

für den Streitzeitraum einen Anspruch auf Kindergeld 

für ihre Tochter gehabt, jedoch sei der Anspruch im 

Zeitpunkt der Zahlung bereits durch die Leistungen 

zur Sicherung des Lebensunterhalts, die das 

Jobcenter nach dem SGB II an die Tochter der 

Klägerin erbracht hatte, erfüllt worden und damit 

erloschen. 

 

Bundesfinanzhof, Urteil III R 1/20 vom 14.04.2021, LEXinform 0952710; § 37 Abs. 

2 AO

 

Bei berufsbedingtem Umzug erkennt Finanzamt höhere Pauschalen an 

Wer berufsbedingt umzieht, kann die Ausgaben dafür 

steuermindernd geltend machen. Neben größeren 

Posten wie z. B. Maklerkosten, Fahrtkosten oder 

Kosten für die Spedition, die einzeln belegt werden 

müssen, ist auch ein Pauschbetrag für sonstige 

Umzugskosten absetzbar. Dazu hat das 

Bundesfinanzministerium neue Umzugspauschalen 

veröffentlicht, die bereits für Umzüge ab 1. April 2021 

gelten. 

Arbeitnehmer, die berufsbedingt umziehen, können 

zunächst eine Pauschale von 870 Euro ansetzen. Für 

jedes weitere Haushaltsmitglied, z. B. Ehepartner, 

Kinder, Stief- oder Pflegekinder, kann ein Betrag von 

jeweils 580 Euro hinzugerechnet werden. Wer 

umzieht, aber bislang keine eigene Wohnung hatte 

oder nicht in eine eigene Wohnung zieht, kann bei 

einem Wohnortswechsel zumindest eine Pauschale 

von 174 Euro geltend machen. Voraussetzung ist, 

dass der Umzug aus beruflichen Gründen erfolgte. 

Dabei kommt es nicht auf die Wegstrecke an, die 

durch den Umzug zum Arbeitsplatz eingespart wird, 

sondern auf die geringere Fahrtzeit: Wer durch den 

Umzug täglich rund eine Stunde weniger für den Weg 

zur Arbeit benötigt, kann die Pauschalen geltend 

machen. 

 

LEXinform 0936966.

 

Muss eine E-Bilanz bei finanziellem Aufwand von ca. 40 Euro eingereicht werden? 

Im Streitfall ging es um die Verpflichtung einer 

Unternehmergesellschaft (UG) zur Abgabe einer 

elektronischen Bilanz. Fraglich war, ob es für eine 

UG, deren Unternehmensgegenstand der Betrieb 

von Internetplattformen ist, persönlich und 

wirtschaftlich zumutbar ist, die Steuerbilanz in 

elektronischer Form abzugeben, wenn ihr 

Geschäftsführer über keinerlei steuerliche 

Kenntnisse verfügt und die UG Verluste erzielt bzw. 

lediglich niedrige Gewinne erwirtschaftet. 

Eine "unbillige Härte" i. S. des 

Einkommensteuergesetzes liegt nicht bereits 

deshalb vor, weil die Einkünfte des bilanzierenden 

Steuerpflichtigen im Wirtschaftsjahr gering oder 

negativ sind. Vielmehr ist zu beurteilen, ob 

angesichts des Umfangs der Bilanz sowie der 

Gewinn- und Verlustrechnung die vom 

Steuerpflichtigen zu tragenden Kosten 

unverhältnismäßig sind. Nur wenn dies der Fall ist, 

liegt ein nicht unerheblicher finanzieller Aufwand i. S. 

der Abgabenordnung vor. So entschied der 

Bundesfinanzhof. 

Ein finanzieller Aufwand in Höhe von 40,54 Euro für 

die durch das Einkommensteuergesetz 

vorgeschriebene elektronische Übermittlung der 

Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung nach 

amtlich vorgeschriebenem Datensatz sei auch für 

einen "Kleinstbetrieb" nicht (wirtschaftlich) 

unzumutbar. 

 

Bundesfinanzhof, Urteil XI R 29/20 vom 21.04.2021, LEXinform 0953624; § 5b 

Abs. 1 EStG; § 5b Abs. 2 EStG; § 150 Abs. 8 Satz 2 Halbsatz 1 AO 

 

Steuerliche Folgen der Bonus-Zahlung von privater Krankenkasse 

Privat Krankenversicherte haben in ihrem Vertrag oft 

eine Regelung für Bonuszahlungen, wenn sie im 

betreffenden Jahr keine Krankheitskosten 

eingereicht haben. Bonuszahlungen einer privaten 

Krankenkasse mindern jedoch die als 

Sonderausgaben abzugsfähigen 

Krankenkassenbeiträge. Dies gilt zumindest für 

Bonuszahlungen, die unabhängig davon gezahlt 

werden, ob Versicherte überhaupt Krankheitskosten 

tragen mussten oder nicht. Privat Krankenversicherte 

sollten daher prüfen, ob die Bonuszahlung der 

Krankenkasse unter Berücksichtigung der 

steuerlichen Effekte günstiger ist, bevor sie endgültig 

auf die Einreichung der tatsächlich entstandenen 

Kosten bei der Krankenkasse verzichten. Zudem ist 

die zumutbare Belastung zu beachten, die sich nach 

der Höhe des Gesamtbetrags der Einkünfte, der 

anzuwendenden Steuertabelle und der Kinderzahl 

richtet. Im Falle einer beanspruchten Bonuszahlung 

dürfen selbst getragene Krankheitskosten nicht als 

außergewöhnliche Belastungen angesetzt werden. 

Ein Abzug von Kosten als außergewöhnliche 

Belastungen ist immer dann ausgeschlossen, wenn 

eine Versicherungs- und somit 

Erstattungsmöglichkeit bestand, diese aber nicht 

beansprucht wurde, da es dann an der sog. 

Zwangsläufigkeit dieser Kosten fehlt.
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Bareinzahlungen als steuerpflichtige Einnahmen im Wege der Schätzung 

Das Finanzgericht Münster hat zur Erfassung von 

Bareinzahlungen als steuerpflichtige Einnahmen im 

Wege der Schätzung wegen der Verletzung von 

Mitwirkungspflichten Stellung genommen. 

Die Voraussetzungen für eine Schätzung hätten 

vorgelegen. Die Klägerin habe über ihre Angaben 

keine ausreichenden Aufklärungen gegeben und im 

Übrigen ihre Mitwirkungspflicht verletzt. Die Klägerin 

habe in Bezug auf die Bareinzahlung des Betrags von 

insgesamt 70.000 Euro auf ihr Konto diesen 

Verpflichtungen nicht entsprochen. Die Klägerin 

behauptete, es habe sich bei dem genannten Betrag 

um ein Darlehen gehandelt. Sie habe aber den 

Darlehensgeber nicht benannt. Damit habe sie die für 

die Besteuerung erheblichen Tatsachen nicht 

vollständig offengelegt. Für die steuerliche 

Behandlung eines Darlehens sei es von 

entscheidender Bedeutung, wer der Darlehensgeber 

sei. Denn sowohl das Finanzamt als auch das 

Finanzgericht müssten durch namentliche 

Benennung des Darlehensgebers in die Lage 

versetzt werden, den Sachverhalt aufzuklären, etwa 

indem sie den Darlehensgeber befragen.  

Die Pflicht zur Benennung des Darlehensgebers 

habe die Klägerin während des gesamten 

Verwaltungs- und Klageverfahrens nicht erfüllt. 

Weitere Ermittlungen zur Person des 

Darlehensgebers waren nicht möglich, denn die 

Klägerin habe es ausdrücklich abgelehnt, weitere 

Angaben zur Identität des Darlehensgebers zu 

machen, und der Darlehensgeber habe mitgeteilt, für 

weitere Auskünfte nicht zur Verfügung zu stehen. 

Die steuerpflichtigen Einkünfte seien der Höhe nach 

mit 70.000 Euro zu schätzen. Dabei sei zu 

berücksichtigen, dass der Steuerpflichtige bei der 

Einzahlung von Mitteln auf ein betriebliches oder auf 

ein sowohl betrieblich wie privat genutztes Konto bei 

der Prüfung der Frage, ob steuerpflichtige 

Einnahmen oder nicht steuerpflichtige 

Vermögenszugänge (insbesondere Darlehen oder 

Einlagen) vorliegen, wegen der von ihm selbst 

hergestellten Verbindung zwischen Privat- und 

Betriebsvermögen verstärkt zur Mitwirkung 

verpflichtet sei. Das Finanzamt bzw. das 

Finanzgericht könne bei Verletzung dieser Pflicht den 

Sachverhalt ohne weitere Sachaufklärung dahin 

würdigen, dass in Höhe der unaufgeklärten 

Kapitalzuführungen nicht versteuerte Einnahmen 

vorliegen. 

 

Finanzgericht Münster, Urteil 13 K 3250/19 vom 09.06.2021, LEXinform 5024051

 

 

Arbeitslohn durch Übertragung einer Versorgungszusage auf einen Pensionsfonds 

Im Streitfall hatte eine GmbH einem Gesellschafter 

und Geschäftsführer (Kläger) eine Pensionszusage 

erteilt. Bei Veräußerung der GmbH wurde die 

Tätigkeit als Geschäftsführer beendet und die 

eingegangene Pensionsverpflichtung auf einen 

Pensionsfonds übertragen. Das beklagte Finanzamt 

rechnete dem steuerpflichtigen Arbeitslohn des 

Klägers einen Betrag i. H. der bei der GmbH 

gebildeten Pensionsrückstellung von 233.680 Euro 

zu. Der Kläger vertrat die Ansicht, es liege kein 

Arbeitslohn vor und falls Arbeitslohn anzunehmen 

sei, sei dieser steuerfrei. Die Klage vor dem 

Finanzgericht Köln und die Revision vor dem 

Bundesfinanzhof blieben erfolglos. Das 

Finanzgericht Köln habe nach Auffassung des 

Bundesfinanzhofs zu Recht entschieden, dass die 

GmbH dem Kläger durch die Übertragung der 

Pensionszusage gegen Zahlung der Ablöseleistung 

auf den Pensionsfonds steuerbaren Arbeitslohn 

zugewandt hat. Des Weiteren sei der dem Kläger 

durch die Übertragung der Pensionszusage von der 

GmbH auf den Pensionsfonds zugeflossene 

Arbeitslohn im Streitfall nicht steuerfrei, da die GmbH 

den für die Steuerfreiheit erforderlichen Antrag nach 

dem Einkommensteuergesetz unstreitig nicht gestellt 

habe. 

 

Bundesfinanzhof, Urteil VI R 45/18 vom 19.04.2021, LEXinform 0952153; § 3 Nr. 

66 EStG; § 4e Abs. 3 EStG

 

 

Private Nutzung des Diensttelefons lohnsteuerpflichtig? 

Ein Arbeitnehmer hatte sein privates Telefon 

zunächst an den Arbeitgeber verkauft und dann 

dienstlich genutzt. Beide Parteien schlossen dazu 

einen Kaufvertrag über das Gerät zum Preis von 

einem Euro. Der Arbeitgeber übernahm die 

gesamten Kosten des Mobilfunkvertrags und führte 

darauf, wie üblich bei Diensttelefonen, keine 

Lohnsteuer ab. Im Rahmen einer 

Lohnsteueraußenprüfung kam es allerdings zum 

Streit mit dem Finanzamt, denn die Prüfer sahen in 

dem Handyverkauf an den Arbeitgeber einen sog. 

Gestaltungsmissbrauch. Der symbolische Preis von 

einem Euro sei nicht üblich. Aus diesem Grund 

verlangten die Prüfer rückwirkend Lohnsteuer auf die 

vom Arbeitgeber getragenen Kosten des 

Mobilfunkvertrags. 

Die dagegen gerichtete Klage vor dem Finanzgericht 

München hatte Erfolg. Für die Steuerfreiheit des 

Telefons sei die Kaufpreishöhe unerheblich. Das 

gelte selbst dann, wenn ein Beschäftigter ein zuvor 

privates Handy für nur einen Euro an seinen 

Arbeitgeber verkauft und dann als Diensthandy 

zurückbekommen hat. Das Urteil ist allerdings noch 

nicht rechtskräftig. 

 

Finanzgericht München, Urteil 8 K 2656/19 vom 20.11.2020, LEXinform 5023916 

Revision eingelegt (BFH VI R 51/20);

 

 

Zur Aufforderung zur Überlassung eines Datenträgers nach „GDPdU“ zur Betriebsprüfung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Aufforderung der Finanzverwaltung an einen 

Steuerpflichtigen, der seinen Gewinn im Wege der 

Einnahmen-Überschussrechnung ermittle, zu Beginn 

einer Außenprüfung einen Datenträger "nach 

GDPdU" (Grundsätze zum Datenzugriff und zur 

Prüfbarkeit digitaler Unterlagen) zur Verfügung zu 

stellen, sei als unbegrenzter Zugriff auf alle 

elektronisch gespeicherten Unterlagen unabhängig 

von den gemäß der Abgabenordnung bestehenden 

Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten des 

Steuerpflichtigen zu verstehen und damit 

rechtswidrig. 

Eine solche Aufforderung sei nach Auffassung des 

Bundesfinanzhofs zudem unverhältnismäßig, wenn 

bei einem Berufsgeheimnisträger nicht sichergestellt 

sei, dass der Datenzugriff und die Auswertung der 

Daten nur in den Geschäftsräumen des 

Steuerpflichtigen oder in den Diensträumen der 

Finanzverwaltung stattfänden. 
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Impressum WICHTIGE ZAHLUNGSTERMINE 

Sozietät  

Jürgen Geiling & Partner 
Partnerschaftsgesellschaft 
 

 

11.10.2021 

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.) 
 
27.10.2021 

Sozialversicherungsbeiträge 

 
KANZLEI CHAM 

Goethestraße 8 | 93413 Cham 

Telefon:    09971 8519-0 

eMail:       cham@jgp.de 

 

Website:   www.jgp.de 

 

Amtsgericht Regensburg: PR 89 

Sitz: Cham 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer Nürnberg 

Dürrenhofstraße 4 | 90402 Nürnberg 

www.steuerberaterkammer-nbg.de 

 

Rechtsanwaltskammer Nürnberg 

Fürther Straße 115 | 90429 Nürnberg 

www.rak-nbg.de 

 

Wirtschaftsprüfer-Kammer Berlin 

Rauchstraße 26 | 10787 Berlin 

www.wpk.de 

 

KANZLEI KELHEIM 

Pfarrhofgasse 2 | 93309 Kelheim 

Telefon:    09441 6765-0 

eMail:       kelheim@jgp.de 

 

 

KANZLEI VIECHTACH 

Schmidstraße 16 | 94234 Viechtach 

Telefon:    09942 9471-0 

eMail:       viechtach@jgp.de 

 

 

 

 

 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer München 

Nederlinger Straße 9 | 80638 München 

www.stbk-muc.de 

 

Rechtsanwaltskammer München 

Tal 33 | 80331 München 

www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de 

 
 

 

 

 

KANZLEI OBERVIECHTACH 

Marktplatz 13 | 92526 Oberviechtach 

Telefon:    09671 9206-0 

eMail:       oberviechtach@jgp.de 

 

BASISZINSSATZ (§ 247 Abs. 1 BGB) 
 

seit 01.07.2016 

01.01.2015 – 30.06.2016 

01.07.2014 – 31.12.2014 

 

=  - 0,88 % 

=  - 0,83 % 

=  - 0,73 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter 

www.bundesbank.de  „Basiszinssatz“ 

 

VERZUGSZINSSATZ (§ 288 BGB) 
 

Rechtsgeschäft mit Verbraucher: 

 

Rechtsgeschäft mit Nichtverbraucher:  

 abgeschlossen bis 28.07.2014: 
 abgeschlossen ab 29.07.2014: 
 

 

Basiszinssatz + 5-%-Punkten 

 

 

Basiszinssatz + 8-%-Punkten 

Basiszinssatz + 9-%-Punkten 

zzgl. 40 € Pauschale 

 

VERBRAUCHERPREISINDEX 

 

2015 = 100 

 

2021 

Juli = 110,1; Juni = 109,1; Mai = 108,7; April = 108,2; März = 107,5;  

Februar = 107,0; Januar = 106,3; 

 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
 

 
Partner in Tschechien und der Slowakei 

 
 

TSCHECHISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Prag, Pilsen, Pisek 
www.cdspraha.cz 

SLOWAKISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Bratislava 

 

 
 
 
 
 
Stand: 21.09.2021

 
Quellen: Das Wichtigste (September – Oktober 2021), Ernst Röbke Verlag / Mandanten-Monatsinformation (Oktober 2021) DATEV eG | Haftungsausschluss: Es wird darauf hingewiesen, dass alle Angaben in dieser Zeitschrift trotz sorgfältiger 

Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und die Kanzlei von Haftung ausgeschlossen ist. Für Detailinformationen kontaktieren Sie bitte unsere Berater. 

 
SteuerNEWS 


